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Wenn sich am 26. Oktober 2017
zum 62. Mal die Erklärung der ös-
terreichischen Neutralität jährt
und dieser Jahrestag feierlich be-
gangen wird, ist dies ein guter
Zeitpunkt, um sich über die aktu-
elle Bedeutung dieser essenziel-
len Charaktereigenschaft der Re-
publik Österreich Gedanken zu
machen. Der Großteil der 1955
Geborenen befindet sich gerade
jetzt auf dem Weg in den Ruhe-
stand oder ist dort schon ange-
langt. Wäre es an der Zeit, auch
die Neutralität ins Ausgedinge zu
schicken und sie vielleicht als
wichtige, aber dennoch nicht
mehr aktuelle Entwicklungsstufe
der österreichischen staatlichen
Identität zu betrachten?

Rechtlich würde viel dafür
sprechen, aber auf der praktisch-
politischen Ebene wäre ein sol-
cher Schritt undenkbar – für die
Gegenwart, aber auch für die ab-
sehbare Zukunft. Die starke Bin-
dung in der Bevölkerung an die
Neutralität hat eine neue politi-
sche Realität geschaffen, die die
Politik zur Kenntnis nehmen
muss, wenn sie nicht ihre Legiti-
mation verlieren will. Keine Par-
tei mit Anspruch auf Vertretung
im Nationalrat oder gar auf Ver-
tretung in der Regierung kann es
sich leisten, den Neutralitätsge-
danken nicht zu unterstützen
oder gar offen dagegen aufzutre-
ten.

Paradoxerweise ist die Verklä-
rung des Neutralitätskonzepts in
erheblichem Maße auf das Agie-
ren der Politik und auf den Partei-
enwettbewerb zurückzuführen.
Bei all seiner Unbestimmtheit war
der Begriff der Neutralität mit sei-
nem ganzen Raum, den er emotio-

nalen Projektionen bietet, bestens
für den politischen Wettstreit ge-
eignet, in dem die Parteien einan-
der mit Bekenntnissen zu diesem
Status wechselseitig zu über-
trumpfen versuchten. Nun ist die
Politik regelmäßig gefordert, die-
sem Status, trotz weitgehenden
Fehlens einer tragfähigen völker-
rechtlichen Rahmenregelung, in-
tern und extern Sinngehalt zu
verleihen. Nach innen, gegenüber
der österreichischen Bevölkerung,
impliziert dies die Notwendigkeit,
einen Mehrwert aufzuzeigen, der
aus dieser Bindung fließen soll.
Nach außen hingegen muss da-
nach getrachtet werden, die dar-
aus resultierenden Beschränkun-

gen des österreichischen Hand-
lungsspielraums zu verdeutlichen
und als rechtlich geboten darzu-
stellen – ein schwieriges, aber
nicht aussichtsloses Unterfangen.

Konventionen wurden seit 1907
nicht weiterentwickelt

Was ist nun der rechtliche Gehalt
des Begriffs der „immerwähren-
den Neutralität“? Wie es scheint,
ist dieser ein sehr dürftiger. Im
Jahr 1907 wurde das Neutralitäts-
recht in zwei Konventionen kodi-
fiziert. Der Ratifikationsstand die-
ser beiden Konventionen ist be-
scheiden. Diese Konventionen
wurden seit 1907 nicht weiterent-
wickelt. Seitdem hat sich aller-

dings die internationale Rahmen-
ordnung grundlegend geändert.
Gab es 1907 noch ein „jus ad bel-
lum“, das durch das Neutralitäts-
recht zumindest eine gewisse Ein-
schränkung erfahren sollte, so
gilt seit dem Inkrafttreten der Sat-
zung der Vereinten Nationen ein
absolutes Gewaltverbot, durchbro-
chen allein vom Recht auf Selbst-
verteidigung und auf kollektive
Zwangsmaßnahmen, autorisiert
durch den Sicherheitsrat gemäß
Kapitel VII der Satzung. Eigent-
lich sollte in einem solchen Sys-
tem kein Platz mehr für Neutrali-
tät verbleiben. Angriffskriege ver-
bietet so eine Ordnung ohnehin,
während Selbstverteidigung – als
„naturgegebenes“ Recht – auch
Neutralen immer offenstehen
muss, auch in kollektiver Form.

Österreich hat sich damit der
Neutralität zugewandt, als diese
gerade ihre Existenzberechtigung
zumindest auf der rechtlichen
Ebene weitgehend verloren hatte.
Der Kalte Krieg ließ dies aller-
dings lange Zeit in den Hinter-
grund treten. Österreich konnte
sich trotz seiner grundsätzlichen
Westanbindung einer klaren mili-
tärischen Zuordnung entschlagen
– grundsätzlich zur Zufriedenheit
von Ost und West gleichermaßen.

Die Sinnfrage im Zuge
der EU-Mitgliedschaft

Erst das Ende des Ost-West-Kon-
fliktes ließ die neutralitätsrechtli-
che Sinnfrage wieder akut wer-
den. Der auch von Russland unbe-
einspruchte EU-Beitritt Öster-
reichs im Jahr 1995 schien die
Weichen klar in Richtung Aufgabe
der Neutralität zu legen, war doch
schon zum damaligen Zeitpunkt
zumindest die Möglichkeit der
Entwicklung einer verteidigungs-
politischen Komponente geschaf-
fen. Mit der mit dem Vertrag von
Lissabon geschaffenen Beistands-
verpflichtung im Fall eines be-
waffneten Angriffs gemäß Artikel
42 Absatz 7 des EU-Vertrags wur-
de dieser Weg konsequent fortge-
setzt. Die „irische Klausel“ in der-
selben Bestimmung schafft zwar
eine Ausnahmeklausel für Neut-
rale, doch kann diese wohl kaum
so weit reichen, dass ein Neutra-
ler damit ein „pactum leoninum“
schließt, dass er somit alle Vortei-
le einer Beistandsverpflichtung
nutzen kann, ohne etwas dafür
beitragen zu müssen.

Ist die Aufgabe der Neutralität
damit völkerrechtlich unbedenk-
lich und EU-rechtlich gar gebo-
ten? Nach dem vergangenen EU-
Gipfel (19./20. Oktober) rückt die
europäische Verteidigung, zu-

nächst in Form einer „Ständigen
Strukturierten Zusammenarbeit“,
ein weiteres Stück näher. Öster-
reich wird in diesem System ei-
nen Beitrag leisten müssen und –
wie man aus ersten Verlautbarun-
gen hört – auch dazu bereit sein.
In einer solchen Situation kann es
keine Neutralität im klassischen
Sinne mehr geben, wohl aber ist
eine Neudeutung der Neutralität
denkbar, die dieser Eigenschaft
neuen Sinngehalt eröffnen kann.

Österreich kann, wie gezeigt,
an gemeinsamen Verteidigungs-
anstrengungen im EU-System oh-
ne weiteres partizipieren. Dem
steht völkerrechtlich nichts entge-
gen und verfassungsrechtlich hat
Österreich schon anlässlich des
EU-Beitritts mit Artikel 23j des
Bundes-Verfassungsgesetzes die
rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen, die auch den entgegen-
stehenden Bestimmungen des
Neutralitätsgesetzes derogierten.

Ureigenste Funktion:
Friedenssicherung

Neutralität kann in einem solchen
System in der Form weiter Bedeu-
tung entfalten, wenn die ureigens-
te Funktion dieser Eigenschaft
freigeschält wird: Diese liegt in
der Friedenssicherung, die an je-
ne der UNO angebunden werden
kann. Wenn die EU eine gemein-
same Verteidigungskapazität auf-
baut, muss sie bemüht sein, diese
vollumfänglich ins Friedenssiche-
rungssystem der Vereinten Natio-
nen einzufügen. Dies ist nicht im-
mer einfach, und in der EU wird
zuweilen der Blick für die Vorga-
ben des Völkerrechts verloren.

Den Neutralen, und hier Öster-
reich, kommt in dieser Situation
eine ganz besondere Bedeutung
zu, nämlich mit besonderem
Nachdruck auf die strikte Frie-
denssicherungsfunktion und die
absolute UN-Konformität einer
europäischen Verteidigung hinzu-
wirken. Dies wäre eine besonders
dankbare Aufgabe für Österreich,
die die Mitwirkung dieses neutra-
len Staates nicht nur ermöglichen
würde, sondern sogar wünschens-
wert erscheinen ließe. ■
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